
sondere Bauvorschriften 

Gestü.tzt Art. 22 des kantonalen setzes wird vom in.de-

Gebiet 11Strassacker 11 ein (Juartierplan mit besonderen Bauvor-

schriften auf stellt: 

. 1. Der ierplan t für das Gebiet, um-
grenzt von der Strassackerstrasse, Klettgauerstrasse 
und Bngestrasse . 

• 2. Die besonderen Bauvorschriften regeln die
U e berba1.,mng und die Ausnützung des BauJ_andes. 
sind anzuwenden bei einer Neu_überbauung des Gebie­
tes und gelten weiteren auch für Um-, - oder 
Aufbauten jeder Art, Aussenrenovationen, r.L'er­
raingestal tungen, Einfriedungen, StU.tzmauern u.:n.d 
Ausfahrten. 

. 3. Dc.;.s Ciuartierplange biet ist vorwiegend 
Wohnbauten bestimmt. Gewerbliche Kleinbetriebe für 
stille Berufe, Verkaufsläden und Restaurants können 
im Rahmen der nachweisbaren Bedürfnisse und 1.,mter 
Vorbehalt der gesetzlichen Bestimmungen vom. 
de rat bewilligt werden, sofern sj_e auf die Wohnver­
hältnisse nicht störend wirken. Industrielle 
trie sind cht st2.ttet. Gr1_1.J.vidsätzlich ist die 

ierhalt..mg im (ruartj_er untersagt. In 
ftillen kann sie vom inderat bewilligt werden. 

r1i.er8J1s cb.e st 

te 

Art. 4. Die zulässige 
wird durch die Grenz­
regelt. e d�rf jedo 
nicht überschreiten. 

Ausnütz1mg der Grundstücke 
und Baulinienabstände 

die von 1,1 

Art. 5. Der Grenzabstand ist die este .E::ntf ernung 
zur f

J

achbarsgrenze. wird senkrecht zur Grenz0 ge­
messen und vom äussersten Bauteil an gerechnet. Für 
ein- bis zweigeschossige Wohnbauten muss er minde­
stens 4, m betragen. 



Bauten mit drei und mehr Geschossen und biE; 
sadenlänge ist der Grenzab ich 

Gebäudehöhe. ese wird im Achspunkt der 
Baute vom Terrain bis O.K. gemessen. Bei 
bäuden mit li:ingeren Facsr:::,den 18, 00 m erhöht sich 
der Grenzabstand wn l/5 der , jec1.och höch--

ens uxn 3,00 m. 

Sofern zwei en den 
er zu st kornrnen 1 kann 

seiten einander 
b and 

bis dreigeschossige Bauten 
werden. Bei Bauten 

schossen erhöht sich dieser Abstand 
l'viehrhöhe 
bauten, e , Schö , 

auf je 3, 
:üs drei 

um 1/3 der 

Garagen 

rn

können bis auf das baugesetzliche s an die Gren-
ze gestellt 

Art. 6. die st der Gebäudehöhe im 
f enen Gelände gilt die 1rerrainhöhe im Achspunkt 
des Gebäudes. 

Bauten ent�lang von werden in 
Höhe in der fii tte des Gebäudes ab Ni veaulinie der 
Strasse, nach welcher die Baute orientiert ist, be­
rechnet . 

. 7, Der Gebäude ist der kürzeste Abstand 
zwischen den äuDsersten Gebäudeteilen der Bauten. 

ist eich der der Grenzabstände. Bei 
ten auf dem gleichen Grundstück ist der Gebti.udeab­
stand so zu bemessen, v6e wenn eine Grenze zwischen 
j_hnen vorhanden 

e N können im Einverständnis mit dem 
meinderat die GrenzabEitände ungleich eilen. 
Entsprechende Vereinbarungen sind im Grundbuch 
einzutragen. 

Art. 8. In der Regel gilt die offene Bauweise. 
schossige Nebenbauten 1 wie Garagen, Gartenbauten 

oder solche gewerbliche Zwecke können bei gegen-
seitiger Uebereinkunft und im Einverständnis des 

inderates an die Grenze t werden. Die JDi-
gent-L1msverhäl tnisse die Unterhaltspflicht sind 
vor Bm1beginn grundbuchlich zu regeln. 

Sämtliche Gebäude längs der Klettga:uer- und 
strasse nrtissen in massiver erstellt werden. 
Fassaden mit stoffolatten-Verkle sowie 
Sichtmauerwerk aus Beton oder aus Backr:3tein 
der erat bevrilligen, sofern die äussere Ge-

Charakter er Baute entspricht. 
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übrigen Gebiet ist die von 
oder anderen en in Elementbauweise 
stattet. Aussenverlcleidu:ngen in Wellblech oder 
Welleternit en nicht bewilligt. 

Die bliche EJt aller äusseren Bauteile 
hat im Einverständnis mit der tung zu 

Art . 9. 
4 , 5 

Die 
6 

schosszahl wird durch die in 
f estrßhaltenen Bestimmungen geregelt. 

=::.=-�:;::;�-_:;;;;_:::_:__';'..c:::--::::===.=:c:..c_Art. 10. e für die Deberbauung verbinc1li 
.Baulinien sind im Baulüüenplan Blatt 15, d. d. vom 
18. 2. 59 e zeichnet. :Bezüglich der Ni veaulinien 
wird d der sen und itlege 
des iers verwiesen. Die schoss-

sbodens über Hi vemüinien wird von Fall zu 
Fall von der festgesetzt. 

Art. 11. ist bis 
e s von 38,00 m erlaubt, so es 
sich ädtebaulich C:isthetisch verantworten 
llisst. 

Art. . Preist angebaute, höchsten 
eingeschossige l.'l en unter Berück-
sichtigung der bezüglichen st in 5 
und 8 stattet sofern sie sich architek-
tonisch gut der Ge 
e 

Art. 13. Der Bau von freistehenden ist 
im Rahmen der unter Art. 5, f3 m1d 10 f estgeleg­
ten Bestimmungen stattet. Nach Möglichkeit 
sollten die Garagen in den Untergeschossen der 
Hauptgebäude eingebaut werden. Der Abstand vom 
öffentlichen Grund bis zur Garage muss mindestens 
5, m betragen. 

Bei - 1,md ZweifamLlienhäusern ist für jede 
Wohnung, bei Mehrfamilienhäusern für jede zweite 
WohnmJg eine AutogRrage, ein Abstellram11 in 
melgaragen oder ein Parkplatz auf pri v2,tem Grund 
zu erstellen. Für Kleü1motorfahrzeuge, wie Roller 
etc. ist in jedem Mehrfamilienhaus ein stell­
raum einzurichten, der den der kan­
tonalen Feuerpolizei entspricht. 
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Art. 14. m1sfahrten dlirfen höchstens 12% 
Steigung aufweisen. Die freie fJicht auf die 
;:.Jtrasse muss fÜr den Ausfahrenden schon 3, 50 m 
vor der bezw. vor dem hinteren Trottoir-
rand unter einem Winkel von beidseit 45

° ge­
währleistet sein. 

Art. 15. Grundsätzlich sind sämtliche Dachfor-
rnen zulässig, so sie das samtbild der 
U nicht stören. 

Art. 16. der zuläss Ausnüt 
sind Dachaufba.uten erlaubt, sofern eine� 
architektonische Ge altung gewährleistet ist. 
;:Jie bedürfen jedoch Bewilligung durch den 

ind 

Art. 1frst von Binfriedungen, Stlitz-
mauern ·und Gartemm1uern über 60 cm sowie 

und 1!:erra.inauffüllungen bedürfen 
behördlichen Bewilligung. ese ver-

weigert werden, wenn durch solche bauliche Vor­
kehrungen die Verkehrssic:1erhei t gefährdet oder 

ierb:Lld eintr�chtigt 

Art. 18. Bei 
von 

erspielplätze 
voraus zu-

sehen. Diese sind Strasse anzule-
gen. Sj_e können a.uch au.f 'J:errassen und Dächern 
erstellt werden. 

Art. 19. sehe und 1J1elephonle sind· 
zu verkabeln. Soweit neue Gebäude an bestehende 

schlossen werden sen, ist 
dafür zu so dass später ohne i;,rni teres ein 
unterirdischer chluss erfolgen 

Art. 20. Die Gemeindewerke, das kc,mtonale ßlekt­
rizi tätswerk und die Te1ephonverwaltung geniessen 
ein Durchlei tungsrecht unterirdische J\xllagen 
durch alle Grundstücke. Der Gr1mdeigentfü11er hat 
j och „Anspruch darauf, dass seine Interessen 
Rlicksicht genommen wird. Das Verlegen von Leitungen 
sowie allfälliger, dem Grvndeigent"luner entst 
der en gehen zu Lasten d es i tungse 
t1fo1ers. 



Art. 21. Die Gemeinde j_st befugt, an Bauten 
und auf Grundstücken allfällige Einrichtungen, 
die dem öffentlichen Interesse dienen, anzu­
bringen (Hydranten, Beleuchtw.1gsmaste, f:fand­
behälter usw. ) Diese sind von den Anstössern 
und den betreffenden Hand- und Grundeigentü--
mern zu dulden. Beeinträchtj_gung ihrer 
berechtigten Interessen soll jedoch tunlichst 
vermieden werden. 

Art. 22. Jedes Gebäude ist an die Kanalisation 
anzuschliessen. Das ßrstellen von tTauche- und 
Sickirgruben ist nicht stattet. Das Abwasser 
von Parkplätzen und Hauseinfahrten muss gesam­
melt und der Kanalisation zugeführt werden. 
Bei Garagen 1md deren Vorplätzen sind Benz 
abscheider einzubauen. Deren Dimensionierung 
hat nach den Vorschriften der Bauverwaltung zu 
erfolgen. 

Art. 23. Auf bestehende Werkleitungen im Boden 
ist gehlfürend Rücksicht zu nehmen. Wo die Ver­
hältnisse es jedoch rechtfertigen, kann der 
Grundeigentümer eine Verlegung der Leitungen 
verlangen. Eine solche Verlegung geht in der 
Regel zu Lasten des Lei t1,mgseigentümers. Wo 
besondere Unrntände es rechtfertigen, kann ein 
Teil der Kosten hiefür dem Grundeigentfüner 
auferlegt ·werden. 

Art. 24. Wo besondere Verhältnisse es recht­
fertigen, kann der Gemeinderat Ausnahmen von 

in dieser Bauordnung festgelegten Vorschrif­
ten und stirnmungen gestatten, vor allem, wenn 
sich durch diese snali .... me baulich, landschaft­
lich oder hygienisch bessere Löm.J.ngen ergeben. 

Art. 25. Die nach Art. 63 des kantonalen Bauge-
setzes mit jedem such vorzulegenden Pläne 
sind, vrn das Baugesetz nichts anderes vor­
schreibt, im Doppel einzureichen ur1d durch fol­
gende Unterlagen zu ergänzen: 

a) J?assadenzeichnungen rni t vollständigen
ben des natürlichen 'f errainverlaufes , der
eingetragenen Höhenkoten, der Niveaupunkte
und der Gebäudehöhen sowie der Auffüllm1gen
und Abgrabm1gen.

b) Längenprofile von Ein- und Ausfahrten jeder
Art vorn oder auf den öffentlichen Grund.



Einsprache- und 
Rekursrecht: 

Strafbestimmungen: 

Inkrafttreten: 

Unerledigte Baugesuche: 

Neuhausen am 1n1einfall, 
den 5. Januar 1963
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c) Berechnung der Ausnützungsziffer.

d) Umgebungsplan sowie·Details von Einfriedungen.

e) Grundbuchauszug.

Ausnahmsweise kann ein Modell oder die Vorlage 
von Plänen in grösserem Masstab verlangt .werden. 

Art. 26. Gegen eine Abweichung von diesen be­
sonderen Bauvorschriften kann jedermann, der 
ein berechtigtes bezügliches Interesse nachweisen 
kann, Einsprache erheben. Einsprachen sind an 
den Gemeinderat zu richten. Gegen Entscheide des 
Gemeinderates kann Rekurs bezw. Beschwerde an 
den Regierungsrat eingereicht werden. 

Arto 27. Ueberschreitungen dieser Vorschriften 
·werden gemäss Art. 80 des ksntonalen Baugesetzes
geahndet.

Art. 28. Der Quartierplan und die besonderen 
Bauvorschriften treten mit der Genehmigung durch 
den Regierungsrat des Ifantons Schaffhausen in 
Kraft. 

Art. 29. Alle zur Zeit der Inkraftsetzung des 
Quartierplanes und der besonderen Bauvorschriften 
vorn Gemeinderat noch nicht erledigten Baugesuche 
sind nach diesen Bestimmungen zu behandeln. 

Für die Einwohnergemeinde 
Neuhausen am Rheinfall 

N.AJ\IBNS DES GEMEINDERA�ES: 

Präsident: 

Vtim Regierungsrat genehmigt 
ge'!läss Regier�npsr.atsbeschluss
vom 31. Mai 1963 

Staatsschreiber! 


